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KOMMENTAR

Die „Kennzeichnungspflicht“ 
wird durch das Dorf getrieben!
Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

pünktlich zum Ende der parlamentarischen Sommerpause holt der inzwi-
schen allseits bekannte und beliebte „Sicherheitsexperte“ der Grünen, 
Johannes Saalfeld, zu einem neuerlichen Rundumschlag gegen die Polizei 
aus. Eine gewisse jährliche Regelmäßigkeit unterstellend, könnte man fast 
meinen, die Grünen seien zur Planwirtschaft zurückgekehrt.

Nach Hubschraubern und Dienst-
waffen, andere periphere Einlassun-
gen einmal außer Acht lassend, wird 
jetzt die „Kennzeichnungspflicht“ 
durchs Dorf getrieben. 

„Topaktuell“ bezieht er sich in sei-
nem Antrag auf „Empfehlungen“ der 
Vereinten Nationen und des Europa-
rates und meint vermutlich Empfeh-
lungen des UN-Antifolterkomitees 
zum deutschen Staatenbericht vom 
November 2011 (!!!) und die Forde-
rung der Niederlande im UN-Men-
schenrechtsrat in Genf im Jahr 2013. 

Aber vielleicht hat er aber auch nur 
bei seinem Parteifreund Oliver Hil-
denbrand abgekupfert, der im Früh-
jahr dieses Thema in Baden-Würt-
temberg bediente. Dieser behauptete 
dabei allen Ernstes, die Kennzeich-
nungspflicht diene der Stärkung des 
Vertrauens in polizeiliches Handeln.

Eine starke These aus einer Berufs-
gruppe kommend, die laut Allens-
bach-Umfrage beim Thema Vertrau-
en auf den hintersten Plätzen rangiert, 
wohingegen die deutsche Polizei seit 
Jahrzehnten auf den vorderen Plät-
zen zu finden ist (aktuell Platz 3).

Es gibt keinen aktuellen Anlass in 
Deutschland, der es auch nur ansatzwei-
se rechtfertigen würde, alle Polizistinnen 

und Polizisten unter Generalverdacht zu 
stellen. Ebenso wenig vermag ich einen 
Anlass zu erkennen, der es rechtfertigen 
würde, das Recht auf informationelle 
Selbstbestimmung des betroffenen Be-
amten zu verletzten oder diesen über sei-
nen Dienst hinaus permanent mit seiner 
beruflichen Tätigkeit zu konfrontieren 
und gar Beschimpfungen, Sachbeschä-
digungen und Nachstellungen auszuset-
zen. Die Angriffe auf Privatfahrzeuge 
Rostocker Polizisten und die damit ver-
bundenen Drohungen gegen sie und 
ihre Familien nach einer Demonstration 
in Demmin sprechen für mich eine deut-
liche Sprache.

Darüber hinaus blendet die Forde-
rung der Grünen wieder einmal oder 

Landesvorsitzender Christian Schumacher
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GdP M-V 
auf Facebook

Klickt Euch ’rein‚ werdet Freunde. 
Und nicht vergessen, wenn’s Euch 
gefällt: Klickt auf den „gefällt mir“-
Button.

 www.facebook.com/gdp.mv

wie immer vieles aus. Dass Polizisten 
während des Einsatzes permanent 
aus vielen Blickwinkeln gefilmt wer-
den ebenso wie das Handeln auf An-
ordnung im geschlossenen Einsatz, 
das Einwirkungen des Einzelnen so 
gut wie unmöglich macht.

Lange Rede, kurzer Sinn – für mich 
wird einmal mehr das tiefe Misstrau-
en einiger grüner Politiker in jegli-
ches staatliches Handeln deutlich. 

 
Christian Schumacher
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Redaktionsschluss für die Ausgabe 
November 2014 DEUTSCHE POLI-
ZEI, Landesjournal M-V, ist der 
5. 10. 2014. Die Redaktion behält sich 
das Recht der auszugsweisen Wieder-
gabe von Leserzuschriften vor. Dieser 
Inhalt muss nicht in jedem Fall mit 
der Meinung der Redaktion überein-
stimmen. Für unverlangt eingesandte 
Manuskripte wird keine Garantie 
übernommen. Anonyme Zuschriften 
werden nicht veröffentlicht.

Kostenverteilung für 
Fußball-Polizeieinsätze

Mit scharfer Kritik hat Mecklenburg-Vorpommerns Innenminister Lorenz 
Caffier (CDU) auf die Bremer Pläne reagiert, zur Bezahlung von Polizeiein-
sätzen bei Risikospielen Bundesligaclubs mit zur Kasse zu bitten.

„Zielgerichtete und sachliche 
Diskussion über Kostenverteilung 
für Fußball-Polizeieinsätze sinn-

voll“ – Dr. Norbert Nieszery: 
Länder sollten gemeinsame 

Position erarbeiten

Zur neuerlich entflammten Diskus-
sion über die Übernahme der Kosten 
für Polizeieinsätze bei Bundesliga-
spielen erklärt der Fraktionsvorsit-
zende und sicherheitspolitische Spre-
cher der SPD-Landtagsfraktion, Dr. 
Norbert Nieszery (Foto):

„Die umfangreiche Resonanz 
zeigt die hohe öffentliche Bedeu-
tung des Themas. Die Polizeieinsät-
ze zur Gefahrenabwehr und Verhin-
derung von Randale kosten die 
Bundesländer und damit den Steu-
erzahler viele Millionen Euro

Deshalb ist es legitim, das Thema 
auf die politische Tagesordnung zu 
setzen. Die Debatte muss aber unter 
Beachtung der rechtlichen Rahmen-

bedingungen zielgerichtet und sach-
lich geführt werden. Maximalforde-
rungen auf der einen Seite und 
reflexartige Abwehrreaktionen auf 
der anderen Seite enden in der 
Sackgasse.

Wir brauchen nicht jede Woche 
im Sommerloch einen neuen unab-
gestimmten Vorschlag. Vielmehr 
sollten zunächst die Länder den 
Versuch unternehmen, eine gemein-
same, abgestimmte Position zu erar-
beiten. Auf dieser Basis könnte dann 
in konstruktive Gespräche mit DFB 
und DFL eingetreten werden.

Klar für mich ist, dass die Auf-
rechterhaltung der öffentli-
chen Sicherheit und Ordnung 
Aufgabe der Polizei bleiben 
muss. Darauf müssen sich die 
Menschen in unserem Land 
verlassen können. Deshalb 
sehe ich den jüngsten NRW-
Vorstoß, die Polizeipräsenz bei 
bestimmten Spielen zu sen-
ken, kritisch. Keiner kann ga-
rantieren, dass gewaltbereite 
Chaoten nicht genau dieses 
Sicherheitsvakuum ausnut-
zen.

Für sinnvoller erachte ich 
dagegen einen Blick über die 
Grenzen auf andere große 
Fußballligen. So beteiligen 
sich in Frankreich oder Eng-
land die Verbände bzw. Verei-
ne an den Kosten, ohne das 
Sicherheitsmonopol der Poli-
zei infrage zu stellen.

Bei solch einer Lösung 
könnte z. B. die DFL steuern, 
ob und in welcher Höhe die je-

weiligen Vereine herangezogen 
werden.

Vor allem muss aber die Präventi-
on gegen Gewalt bei Sportveranstal-
tungen im Vordergrund stehen. Hier 
stehen die Fußballvereine mit ihren 
Fanprojekten genauso in der Pflicht 
mehr zu tun wie die Bundesländer. 
Und Gewalttäter, die sich davon un-
beeindruckt zeigen, müssen die vol-
le Härte des Gesetzes spüren.“

REDAKTIONSSCHLUSS
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Gemeinsame Presseerklärung
des Landesfrauenrates M-V oder LIGA der Spitzenverbände der Freien Wohlfahrtspflege M-V, des Allgemeinen 

Behindertenverbandes M-V e.V. „Für Selbstbestimmung und Würde“, der Gewerkschaft der Polizei (GdP)/Landes-
frauengruppe M-V und des Bürgerschaftspräsidenten der Hansestadt Rostock (Rostock, 21. August 2014).

Jede dritte Frau hat laut Europäi-
scher Agentur für Grundrechte (FRA) 
seit ihrem 15. Lebensjahr körperliche 
und/oder sexualisierte Gewalt erfah-
ren. 22% erlebten die Gewalt inner-
halb der Partnerschaft. Bezüglich der 
Häufigkeit sexualisierter und psychi-
scher Gewalt liegt Deutschland mit 
35% leicht über dem EU-Durchschnitt 
(33%).

Artikel 9 der EU-Opferschutzrichtli-
ne 2012/29/EU über die „Mindest-
standards für die Rechte, die Unter-
stützung und den Schutz von Opfern 
von Straftaten“ ist zu entnehmen, dass 
die Mitgliedsstaaten, so auch Deutsch-
land, spezialisierte Unterstützungs-
dienste zur Verfügung stellen müssen.

Sie müssen den Schutz und die 
„gezielte und integrierte Unterstüt-
zung von Opfern mit besonderen Be-
dürfnissen, wie Opfern sexueller Ge-
walt, Opfern von geschlechtsbezoge-
ner Gewalt und Opfern von Gewalt in 
engen Beziehungen, einschließlich 
Unterstützung bei der Verarbeitung 
traumatischer Erlebnisse durch Bera-
tungsdienste“ sicherstellen.

Gemäß der EU-Richtlinie ergibt 
sich für Mitgliedsstaaten die Aufga-
be, die dort formulierten Ansprüche 
bis zum 16. November 2015 in natio-
nales Recht umzuwandeln.

Bundesweiter Rechtsanspruch auf 
Schutz und Beratung 

Diese Ansprüche der EU an 
Deutschland verbindet der Landes-
frauenrat M-V und die Erstunter-
zeichnenden der Onlinepetition 
„Opferschutz als Pflichtaufgabe“ 
mit der Forderung nach einem bun-
desweiten Rechtsanspruch auf 
Schutz und Beratung bei häuslicher 
und sexualisierter Gewalt und dem 
Zugang für alle zu diesen Hilfen. 
„Wir haben in Mecklenburg-Vor-
pommern zwar bereits ein funktio-
nierendes Beratungs- und Hilfenetz, 
doch es mangelt an ein, zwei wichti-
gen Bausteinen des Opferschutzes: 
Erstens sind die Angebote nicht für 
alle Betroffenen zugänglich oder zu 
erreichen.

Und zweitens sind 25 der 31 Ein-
richtungen als ‚Projekte’ eingestuft 
und jährlich neu von den öffentlichen 
prekären Haushaltslagen abhängig. 
Betroffene und Tatpersonen brauchen 
aber zuverlässige Angebote. Eine Lö-
sung ist ein Rechtsanspruch auf be-
darfsgerechte Zugänge zu den Hilfs-
einrichtungen. Bund, Länder und 
Kommunen müssen sich der gesamt-
gesellschaftlichen Aufgabe auch ge-
meinsam stellen“, so die stellvertre-
tende Vorsitzende des Landesfrauen-
rates M-V, Ulrike Bartel.

Lücken im Hilfesystem

Die LIGA der Spitzenverbände der 
Freien Wohlfahrtspflege M-V betont: 
„Es ist noch immer nicht gewährleis-
tet ist, dass jede von Gewalt betroffe-
ne Frau – mit und ohne Kinder – nie-
derschwellig, zeitnah, unbürokratisch 
und kostenlos Schutz, Beratung und 
Unterstützung in Anspruch nehmen 
kann. Denn nach wie vor fehlt eine 
verlässliche Finanzierung seitens des 
Staates, die das uneingeschränkte 
Vorhalten eines Schutz- und Hilfesys-
tems garantiert. Deshalb ist es uner-
lässlich, dass die Bundesregierung in 
dieser Legislaturperiode ihr geplan-
tes Vorhaben schnell umsetzt und die 

Schutzlücken im Bereich Gewalt ge-
gen Frauen und Kinder schließt“. 
Denn im Koalitionsvertrag der Regie-
rungsparteien steht auf Seite 73: „Wir 
werden Gewalt an Frauen und Kin-
dern konsequent bekämpfen und 
Schutz und Hilfe für alle Betroffenen 
gewährleisten. (…) Wir werden res-
sortübergreifend Maßnahmen zur Be-
kämpfung von Gewalt gegen Kinder 
und Frauen bündeln und Lücken im 
Hilfesystem schließen.“

Frauen mit Beeinträchtigungen 
und Behinderungen

Eine dieser bekannten Schutzlü-
cken betrifft Frauen mit Beeinträchti-
gungen und Behinderungen.

Sie sind besonders häufig von kör-
perlicher, psychischer und sexueller 
Gewalt betroffen. So erfahren fast 
50% der Frauen mit Behinderung se-
xuelle Gewalt in ihrer Kindheit, Ju-
gend oder im Erwachsenenalter. 
„Nach Art. 6 und 16 der UN-Behin-
dertenrechtskonvention muss der 
Staat jedoch geeignete Maßnahmen 
treffen, um Frauen und Mädchen mit 
Behinderungen sowohl innerhalb als 
auch außerhalb der Wohnung vor je-

Fortsetzung auf Seite 4
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der Form von Ausbeutung, Gewalt 
und Missbrauch zu schützen, das ist 
in Mecklenburg-Vorpommern noch 
nicht der Fall,“ so die stellvertretende 
Vorsitzende des Allgemeinen Behin-
dertenverbandes M-V e.V., Erika 
Dittner. Die Untersuchung der Bun-
desregierung aus dem Jahr 2001 hat 
gezeigt, dass Frauen mit Behinderun-
gen vielfach Beratungsstellen nicht 
aufsuchen oder mit ihnen kommuni-
zieren, weil die Räumlichkeiten und 
die Angebote nicht barrierefrei sind, 
sodass vielfach keine Kontakte zu-
stande kommen. „Es fehlt in Deutsch-
land/Mecklenburg-Vorpommern an 
einer durchgängig gendergerechten 
Behindertenpolitik“, so Dittner.

Täterarbeit ist ein wichtiger 
Baustein im Bereich Opferschutz

Selten kommen die Taten aus dem 
privaten Umfeld zu einer Anzeige. 
Gewaltausübende müssen deshalb 
kaum Konsequenzen fürchten. Ge-
mäß der Europäischen Agentur für 
Grundrechte (FRA) werden nur 15% 
der Gewaltfälle zur Anzeige ge-
bracht.

2013 haben in den Männer- und 
Gewaltberatungsstellen (Güstrow, 
Neubrandenburg, Greifswald) in 
M-V 254 Täter und 31 Täterinnen das 
freiwillige Beratungsangebot zur Ver-
haltensveränderung in Anspruch ge-
nommen. „Es ist bedauerlich, dass es 
in der Region Schwerin und dem 
Landkreis Nordwestmecklenburg 
keine Beratungsstelle für gewalttäti-
ge Personen gibt“, so die Landesfrau-
engruppe der Gewerkschaft der Poli-
zei (GdP), „denn Täterarbeit ist 
Opferschutz“.

Die LIGA der Spitzenverbände der 
Freien Wohlfahrtspflege M-V macht 
darauf aufmerksam, dass in ca. 60% 
der gewaltbelasteten Paarbeziehun-
gen auch Kinder und Jugendliche im 
Haushalt leben. „Das Angebot der 
Beratung von Tatpersonen lohnt sich 
langfristig, denn Kinder ahmen das 
Verhalten ihrer Eltern nach!“, so die 
LIGA. Eine Umfrage2 mit Kindern 
zeigte, dass 92% der Kinder diese Ge-
walttaten mit angesehen haben; 77% 
haben direkt Gewalt erfahren.

Bei ca. 40% der betreuten Klein-
kinder finden sich emotionale Proble-
me und bei mehr als 50% der älteren 

Fortsetzung von Seite 3 Kinder Probleme im sozialen Verhal-
ten. Dunkelfeldstudien gehen davon 
aus, dass jedes 3. bis 4. Mädchen so-
wie jeder 9. bis 12. Junge bis zur Voll-

endung des 16. Lebensjahres sexuelle 
Übergriffe erlebt. 2013 wurden davon 
bundesweit 13 647 Fälle polizeilich 
angezeigt. „Die meisten Tatpersonen 
stammen dabei aus der eigenen Ver-
wandtschaft oder dem Freundes-
kreis“, betont die Landesfrauengrup-
pe der Gewerkschaft der Polizei. 

Entweder Mann oder Opfer?

Doch auch für Männer, die Opfer 
von häuslicher und sexualisierter 
Gewalt werden, sind die Hürden, 
sich Hilfe zu suchen, hoch. Es ent-
spricht, gesellschaftlich betrachtet, 
nicht der männlichen Rolle in der 
Partnerschaft geschlagen zu werden, 
ein Opfer zu sein. Nur wenige männ-
liche Opfer wenden sich an das Hil-
fenetz in M-V, sie werden dort aber 
genauso wie Frauen auch beraten 
und begleitet. „Damit Männer die 
Hilfe in Anspruch nehmen, brauchen 
auch sie die Unterstützung durch ihr 
soziales Umfeld, um mit dem Vorur-
teil: ‚Entweder Mann oder Opfer’ zu 
brechen“, so der Bürgerschaftspräsi-
dent der Hansestadt Rostock, Dr. 
Wolfgang Nitzsche.

Fast jeden Tag versuchte oder 
vollendete Tötungen in 
Deutschland an Frauen

Für das Jahr 2012 weist die Polizei-
liche Kriminalstatistik (PKS) 106 Tö-
tungen an Frauen durch ihre (Ehe-)
Partner oder ehemaligen (Ehe-)Part-
ner auf. Das heißt, nahezu jede zweite 
der im Jahr 2012 getöteten Frauen 
(40,8%) wurde durch den eigenen 

(Ehe-)Partner oder ehemaligen (Ehe-)
Partner getötet.

„In unserem Bundesland kam es 
 im Jahr 2011 zu acht Tötungen an 
Frauen durch (Ex-)Partner und zu 
zehn Tötungen durch (Ex-)Partner im 
Jahr 2012“, so die Landesfrauengrup-
pe M-V der Gewerkschaft der Polizei. 
Häusliche Gewalt stellt nach Auffas-
sung der Gewerkschaft der Polizei 
eine noch immer weitgehend unter-
schätzte Straftat im Alltag dar. „Be-
ziehungsgewalt stellt die Hauptursa-
che für den Tod oder für Gesundheits-
schäden bei Frauen zwischen 16 und 
44 Jahren dar. Damit rangierten die 
Straftaten der häuslichen Gewalt 
noch vor Krebserkrankungen oder 
Verkehrsunfällen“, so die GdP.

Sexuelle Ausbeutung

Im Jahr 2012 wurden in Mecklen-
burg-Vorpommern neun Fälle von 
Menschenhandel zum Zweck der se-
xuellen Ausbeutung polizeilich gene-
riert. 2013 konnte die Fachberatungs-
stelle ZORA 26 Personen, die Be- 
troffene von Menschenhandel und 
Zwangsverheiratung wurden, bera-
ten und begleiten. „Betroffene von 
Menschenhandel werden mittels 
Täuschung, Drohungen und Gewalt-
anwendung angeworben und zu se-
xuellen Dienstleitungen gezwungen. 
Das Dunkelfeld ist jedoch als außer-
ordentlich hoch einzuschätzen, denn 
Menschenhandel wird in den seltens-
ten Fällen aufgrund einer Strafan- 
zeige der Betroffenen aufgedeckt“, 
berichtet die Landesfrauengruppe 
Mecklenburg-Vorpommern. „Men-
schenrechte wie sexuelle Selbstbe-
stimmung, das Recht auf Leben, das 
Recht auf seelische und körperliche 
Unversehrtheit hat der Staat wirksam 
zu schützen. Seine Schutzpflicht en-
det nicht an der Haustür“, so Bürger-
schaftspräsident Dr. Nitzsche. ‚Des-
halb unterstütze ich die Online- 
petition: „Opferschutz als Pflichtauf-
gabe!‘“

Onlinepetition: 

„Opferschutz als Pflichtaufgabe!“ 
https://www.openpetition.de/petiti-
on/online/opferschutz-als-pflichtauf-
gabe  

V.i.S.d.P.: Eva-Maria Mertens, 
Landesfrauenrat MV

Die Erstunterzeichner/-innen  Foto: CORA
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GdP begrüßt Dunkelfeldstudie für das 
Land Mecklenburg-Vorpommern

Bisher wurde die Entwicklung der Kriminalität in Mecklenburg-Vorpommern nur durch die polizeiliche Kriminal-
statistik (PKS) dargestellt. Die PKS gibt aber lediglich an, wie viele Straftaten angezeigt wurden und nicht, wie 
viele tatsächlich stattgefunden haben. Dieses Dunkelfeld soll nun durch eine Dunkelfeldstudie erhellt werden. 
„Damit wird durch das Innenministerium endlich eine langjährige Forderung der Gewerkschaft der Polizei erfüllt“, 
so der GdP-Landesvorsitzende Christian Schumacher am 27. August 2014 in Schwerin.

Wenn die Ergebnisse anderer Bun-
desländer auf Mecklenburg-Vorpom-
mern übertragbar sind, würde es sich 
um Tausende Straftaten handeln, die 
nicht angezeigt werden. Als Ursache 
für dieses Verhalten wird in ver-
gleichbaren Dunkelfeldstudien auch 
eine sich stetig verringernde Anzahl 
von Polizistinnen und Polizisten ge-
nannt. Oder anders ausgedrückt, dort 
wo keine Polizei mehr ist, wird auch 
keine Straftat mehr angezeigt.

Wie dem Projektauftrag zu entneh-
men ist, geht es daher bei der Dun-
kelfeldstudie des Landes M-V auch 
um Fragen der Opferwerdung, des 
Anzeigeverhaltens, der Kriminalitäts-
furcht und der Wahrnehmung der Po-
lizei durch die Bevölkerung.

Die GdP erwartet, dass die durch 
die Studie gewonnenen Erkenntnisse 
durch die Landesregierung genutzt 
werden, um die Sicherheit der Bevöl-

kerung zu verbessern und nicht in 
Aktenschränken verschwinden!

Der Landesvorstand

Hintergrund: 

Zum Umfang des sogenannten Dun-
kelfeldes und seiner Entwicklung kön-
nen mangels empirischer Forschungen  
in  Deutschland  derzeit  kaum  Aussagen 
getroffen werden. Bekannte Faktoren, 
die auf das Dunkelfeld wirken, sind z. B. 
die Anzeigebereitschaft der Bevölkerung 
und die Intensität der Verbrechenskon-
trolle. Problematisch ist in diesem Zusam-
menhang die Interpretation von PKS-
Zahlen zu Kontrolldelikten. Das sind 
solche Straftaten, die normalerweise 
nicht vom Bürger angezeigt, sondern nur 
durch das Tätigwerden der Polizei be-
kannt werden, wie zum Beispiel im Be-
reich Rauschgiftkriminalität. Bei diesen 

Delikten spiegeln die PKS-Zahlen kaum 
die Kriminalitätsentwicklung sondern 
vielmehr den Verfolgungsdruck der Poli-
zei wider. Ohne Dunkelfelddaten bleibt 
unbekannt, in welchem Umfang die sta-
tistischen Werte der PKS die Entwicklung 
der Kriminalitätswirklichkeit widerspie-
geln oder ob sie lediglich das Ergebnis 
einer Verschiebung der Grenze zwischen 
Hell- und Dunkelfeld sind. 

Im Frühjahr 2013 hatte sich bereits 
Niedersachsen als erstes Bundesland 
in Deutschland dazu entschieden, pe-
riodische Opferbefragungen als Er-
gänzung zur jährlich erstellten Polizei-
lichen Kriminalstatistik durchzuführen 
und hatte damit die Notwendigkeit ei-
nes solchen Instruments als weitere Er-
kenntnisquelle zur Kriminalität und 
zur Beurteilung der Sicherheitslage 
bewiesen. 

Quelle: Ministerium für
Inneres und Sport M-V

Mehr Neueinstellungen notwendig
Angesichts einer bevorstehenden Pensionierungswelle warnt die Gewerkschaft der Polizei (GdP) vor einem 

drastischen Personalmangel bei der Landespolizei.

„Gingen im Jahr 2005 noch 58 Polizisten in den verdienten Ruhestand, werden es künftig etwa 200 Beamte pro 
Jahr sein, die altersbedingt aus dem Dienst ausscheiden“, sagte der Landesvorsitzende der GdP, Christian Schuma-
cher, gegenüber der Schweriner Volkszeitung.

Wie der Landesvorsitzende Chris-
tan Schumacher in einem Pressege-
spräch erläuterte, gehen bis 2020 
etwa 1100 Polizistinnen und Polizis-
ten in Pension. Bei einem Personalbe-
stand von nur noch knapp 6000 Be-
schäftigten ist das eine erschreckende 
und alarmierende Zahl.

Forderung

„Wir müssen jetzt gegensteuern 
und deutlich mehr für den Nachwuchs 

tun“, forderte Schumacher. „Einen Po-
lizisten gibt es nicht fertig von der 
Stange. Polizisten werden drei Jahre 
lang intensiv auf ihren Beruf vorberei-
tet. Deshalb muss jetzt gegengesteuert 
werden, damit die anstehende Pensio-
nierungswelle durch Neueinstellun-
gen ausgeglichen wird.“

Der Landesvorstand
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HERZLICHEN GLÜCKWUNSCH

KG FH Güstrow

Die Kreisgruppe FH Güstrow gra-
tuliert ihren Jubilaren mit den Worten 
von Franz Kafka: „Jeder, der sich die 
Fähigkeit erhält, Schönes zu erken-
nen, wird nie alt 
werden.“

Sven Römer 
und Mories Zeise 
zum 50. Geburts-
tag und Peter 
Carstensen zur 
Vollendung sei-
nes 6. Lebens-
jahrzehntes. 

Als langjähri-
ges aktives Mit-
glied unserer Kreisgruppe und mitt-
lerweile auch aktives Mitglied bei der 
Seniorengruppe der GdP in Neubran-
denburg beglückwünschen wir Peter 
Anders zu seinem 65. Geburtstag.“

Lars Fuge

KG Greifswald

„Glück entsteht oft durch Aufmerk-
samkeit in kleinen Dingen, Unglück 
oft durch Vernachlässigung kleiner 
Dinge.“  (Wilhelm Busch)

Unseren Kreis-
gruppenmitglie-
dern Fanny En-
gelke, Günter 
Katzor, Andrej 
Krosse, Jörg 
Nehmzow und 
Klaus-Dieter Rus-
ke wünschen wir 
hiermit einen 
schönen Geburts-
tag und viel 

Glück, Freude und Gesundheit im 
neuen Lebensjahr.

Außerdem gratulieren wir Jean-
nette Foth von Herzen zum kleinen 
Nachwuchs und wünschen viel Spaß 
und Freude mit dem kleinen Marvin 
und alles Gute für die Familie!

  
Euer Kreisgruppenvorstand

www.VDPolizei.de

Wir brauchen dich!

Der VDP – der Verlag deiner Gewerkschaft – sucht Kollegen,
die neben Beruf oder Ruhestand Zeit und Lust für eine gut 
bezahlte Tätigkeit als freiberuflicher Anzeigenverkäufer in
Mecklenburg-Vorpommern haben. 

Hilf uns, unsere Präventions- und Festschriften für die GdP in 
Mecklenburg-Vorpommern zu bewerben und herauszubringen. 
Nähere Informationen erhältst du unter www.VDPolizei.de. 
Oder ruf uns an unter Telefon 0211/7104-183 (Antje Kleuker).

Wir freuen uns auf die Zusammenarbeit mit dir!

VERLAG DEUTSCHE POLIZEILITERATUR GMBH
Anzeigenverwaltung
Forststraße 3a, 40721 Hilden
Telefon 02 11 / 71 04-183, Frau Antje Kleuker
Antje.Kleuker@VDPolizei.de

Anzeige

KG ANKLAM

GdP unterstützt 
Sporttag

Mehr als 35 Beamtinnen und 
Beamte kamen am 4. September 
2014 im Anklamer Werner-Seelen-
binder-Stadion zum zweiten Sport-
tag der Polizeiinspektion Anklam.

Unter der bewährten Leitung vom 
Sportfreund Lehmann und seinem 
Sportübungsleiterteam, konnten die 
Kollegen/-innen für das Sportabzeichen 
des DOSB trainieren und ihre Leistun-
gen abnehmen lassen und dies wurde für 
viele GOLDIG. Herzlichen Glück-
wunsch!

Die Anklamer GdP-Kreisgruppe or-
ganisierte einen „Fitnessverpflegungs-
beutel“, bestückt mit Saft, Müsliriegel, 
Traubenzucker, Obst usw. Auch ein 
Urlaubskatalog für das nächste Jahr 
des Gemeinnützigen Erholungwerkes 
(GEW) war Inhalt des Beutels. 

Bereits einen Tag zuvor wurde ein 
Sporttag in der Sportschule Zinnowitz 
durchgeführt. Hier konnten mehr als 
40 Beamte ihr Sportabzeichen able-
gen. Die GdP-Kreisgruppe Greifwald 
und Wolgast unterstützten auch hier 
bei der Versorgung.

HINWEIS

Änderungsmitteilung

Solltet Ihr umgezogen sein – oder 
Eure Bankverbindung hat sich geän-
dert bzw. Ihr habt eine neue Amtsbe-
zeichnung erhalten, so meldet dies 
bitte der GdP-Landesgeschäftsstelle.

Gewerkschaft der Polizei (GdP)
Landesbezirk M-V
Platz der Jugend 6, 19053 Schwerin,
oder:
– per Fax an: 03 85-20 84 18-11
– per E-Mail: GdPMV@gdp-online.de 

Eure GdP-Landesgeschäftsstelle
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